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1 
Ausgangssituation 
 
Umkehr der Steuerschuldnerschaft bedeutet, dass nicht der leistende Unternehmer die Umsatz-
steuer schuldet, sondern der Leistungsempfänger. Der Leistungsempfänger erhält eine Rech-
nung – nur – über den Nettobetrag. In der Rechnung wird auf die Steuerschuldnerschaft des 
Leistungsempfängers hingewiesen. Bei der Erbringung von Bauleistungen

1
 schuldet der Emp-

fänger der Bauleistung die Umsatzsteuer, wenn er ein Unternehmer ist, der selbst Bauleistungen 
erbringt (§ 13 b Abs. 2 Nr. 4 i. V. m. § 13 b Abs. 5 Satz 2 UStG a. F.). 
 
Bauträger wurden aufgrund einer geänderten Verwaltungsauffassung ab 2011

2
 in die Umkehr 

der Steuerschuldnerschaft bei Bauleistungen einbezogen. Die Finanzverwaltung behandelte aus-
gewählte Grundstückslieferungen

3
 als Bauleistungen, was häufig zum Überschreiten der sog. 

10%-Grenze zur Bestimmung des nachhaltigen Erbringens von Bauleistungen führte. Bauträger 
als Empfänger von Bauleistungen wurden damit zum Steuerschuldner für alle an sie erbrachten 
Bauleistungen. Für Wohnungsunternehmen, die sich gleichzeitig als Bauträger betätigen, führte 
dies auch hinsichtlich der für den eigenen Wohnungsbestand bezogenen Bauleistungen (In-
standhaltung, Modernisierung, Neubau) zur Umkehr der Steuerschuldnerschaft. 
 
Der Bundesfinanzhof hat mit Urteil vom 22.08.2013

4
 die Auffassung der Finanzverwaltung ver-

worfen. Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass Bauträger – entgegen der bisherigen Ver-
waltungsauffassung – bei der Veräußerung von bebauten bzw. noch zu bebauenden eigenen 
Grundstücken keine Werklieferungen (= Bauleistungen) erbringen, sondern Grundstücklieferun-
gen

5
, und damit für bezogene Bauleistungen insoweit nicht Steuerschuldner im Sinne von 

§ 13 b UStG sind. Nur bei einem unmittelbaren Zusammenhang zwischen bezogener und er-
brachter Bauleistung wird der Bauträger zum Steuerschuldner in Bezug auf die bezogenen Bau-
leistungen. Das BFH-Urteil vom 22.08.2013 ist in allen noch offenen Fällen anzuwenden. Die 
Finanzverwaltung hat die Grundsätze des Bundesfinanzhofs für ab dem 15.02.2014 und bis 
zum 30.09.2014 ausgeführte Umsätze umgesetzt.
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Mit Wirkung ab dem 01.10.2014 wurde die Umkehr der Steuerschuldnerschaft bei Bauleistun-
gen – in Abkehr von der BFH-Rechtsprechung – gesetzlich neu geregelt. Gemäß § 13 b UStG 
n. F. schuldet der Leistungsempfänger bei Bezug von Bauleistungen die Umsatzsteuer, wenn  

                                                
1
 Bauleistungen = Werklieferungen und sonstige Leistungen, die der Herstellung, Instandsetzung, 
Instandhaltung, Änderung oder Beseitigung von Bauwerken dienen, mit Ausnahme von Planungs- und 
Überwachungsleistungen (§ 13 b Abs. 2 Nr. 4 Satz 1 UStG; siehe auch Abschnitt 13b.2. "Bauleistungen" 
UStAE). 

2
 Die neuen Grundsätze der Finanzverwaltung fanden grundsätzlich Anwendung auf Umsätze, die nach 
dem 31.12.2009 ausgeführt wurden (BMF-Schreiben vom 16.10.2009). Aufgrund einer von Seiten der 
Finanzverwaltung gewährten Nichtbeanstandungsregelung konnte der Anwendungszeitpunkt um ein 
Jahr aufgeschoben werden auf Umsätze, die nach dem 31.12.2010 ausgeführt wurden (BMF-Schreiben 
an die BSI vom 17.02.2011). 

3
 Abschnitt 13b.3. "Bauleistender Unternehmer als Leistungsempfänger" Abs. 8 Satz 5 – 7 UStAE i. d. F. 
vor dem 15.02.2014: "Bauträger, die eigene Grundstücke zum Zwecke des Verkaufs bebauen, führen 
eine bloße Grundstückslieferung aus, wenn sie die Grundstücke erst nach Fertigstellung vermarkten und 
somit einen reinen Kaufvertrag mit dem Erwerber schließen. Werden dagegen die Verträge mit den 
Kunden bereits zu einen Zeitpunkt geschlossen, in dem der Kunde noch Einfluss auf die Bauausführung 
und Baugestaltung – unabhängig vom Umfang – nehmen kann, liegt regelmäßig ein Werk- oder 
Werklieferungsvertrag vor mit der Folge, dass der Bauträger eine Bauleistung erbringt. Dies gilt 
unabhängig davon, ob dieser Umsatz steuerpflichtig ist oder unter die Steuerbefreiung nach § 4 Nr. 9 
Buchstabe a UStG fällt.". 

4
 BFH-Urteil vom 22.08.2013, Az.: V R 37/10, BStBl. Teil II 2014, Nr. 3 vom 14.02.2014, S. 128 ff. 

5
 Grundstückslieferungen = Veräußerung bebauter bzw. noch zu bebauender eigener Grundstücke. 
Grundstückslieferungen sind als Umsätze, die unter das Grunderwerbsteuergesetz fallen, nach § 4 Nr. 9 
Buchstabe a UStG von der Umsatzsteuer befreit. 

6
 BMF-Schreiben vom 05.02.2014, BStBl. Teil I 2014, Nr. 3 vom 14.02.2014, S. 233 ff. 
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er ein Unternehmer ist, der selbst nachhaltig Bauleistungen erbringt. Zur Bestimmung der Nach-
haltigkeit wird wieder auf die 10%-Grenze erbrachter Bauleistungen abgestellt.

7
 Die erneute 

Einbeziehung von Grundstückslieferungen (Bauträgergeschäfte) konnte verhindert werden. Da-
mit führt das Erbringen von Grundstückslieferungen, d. h. die Veräußerung bebauter bzw. noch 
zu bebauender Grundstücke, nicht zur Umkehr der Steuerschuldnerschaft bei Bauleistungen.

8
 

 
 
2 
Bauträger bzw. Wohnungsunternehmen stehen vor der Entscheidung: Bisherige um-
satzsteuerliche Behandlung beibehalten oder Antrag auf Änderung der Umsatzsteuer-
festsetzung stellen? 
 
Vorbemerkung: Die Entscheidung hierüber verlangt stets eine Prüfung im Einzelfall – in der 
Regel unter Einbeziehung des steuerlichen Beraters.  
 
Der Konferenz der Prüfungsdirektoren des GdW wurde die Frage vorgelegt, ob im Rahmen einer 
ordnungsgemäßen Geschäftsführung eine zwingende Notwendigkeit seitens der Bauträger bzw. 
Wohnungsunternehmen besteht, einen Erstattungsantrag zu stellen (Stichwort: Höhe der Erstat-
tungszinsen vs. Verwaltungsaufwand aufgrund Erstattungsantrag):

9
 

 
- Der Erstattungsanspruch ist grundsätzlich geltend zu machen; ein Verzicht auf eine Antrag-

stellung ist grundsätzlich nur dann möglich, wenn der Erstattungsbetrag von untergeordne-
ter Bedeutung ist. In einem solchen Fall kann der Vorstand bzw. die Geschäftsführung des 
Unternehmens über die Antragstellung entscheiden. 
 

- Ist der Erstattungsbetrag dagegen nicht von untergeordneter Bedeutung und soll dennoch 
auf eine Antragstellung verzichtet werden, bedarf dies einer Beschlussfassung durch die 
höchsten Entscheidungsgremien des Unternehmens:  
 
- bei Wohnungsgesellschaften in der Rechtsform der AG: Beschluss der Haupt-

versammlung, 
 

- bei Wohnungsgesellschaften in der Rechtsform der GmbH: Beschluss der Gesell-
schafterversammlung, ggf. ist auch eine Gesellschafterweisung ausreichend, 
 

- bei Genossenschaften: Beschluss der Mitglieder- oder Vertreterversammlung. 
 
 
Die Finanzverwaltung gewährt eine sog. Nichtbeanstandungsregelung. Was heißt das? 
 
Die bisherige umsatzsteuerliche Behandlung der bis zum 14.02.2014 ausgeführten Umsätze, 
d. h. Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers, kann bei Einvernehmen beider Vertrags-
parteien (Bauträger bzw. Wohnungsunternehmen und bauleistender Unternehmer) grundsätz-
lich beibehalten werden, so dass sich kein Änderungsbedarf ergibt.

10
  

 

                                                
7
 vgl. BMF-Schreiben vom 26.09.2014, BStBl. Teil I 2014, Nr. 16 vom 15.10.2014, S. 1297 ff. 

8
 siehe auch Abschnitt 13b.2. "Bauleistungen" Abs. 7 Nr. 17 sowie Abschnitt 13b.3. "Bauleistender Unter-
nehmer als Leistungsempfänger" Abs. 8 UStAE (i. d. F. ab 01.10.2014). 

9
 Ergebnis der Diskussion und Meinungsbildung anlässlich der Sitzung der Konferenz der Prüfungsdirektoren 
am 10.11.2014. 

10
 vgl. BMF-Schreiben vom 05.02.2014 – ausgeweitet durch BMF-Schreiben vom 08.05.2014, BStBl. Teil I 
2014, Nr. 9 vom 21.05.2104, S. 823 ff. (Anmerkung: Der Bundesfinanzhof hatte allerdings bereits im 
Urteil vom 22.08.2013 im Hinblick auf die "alte" Nichtbeanstandungsregelung darauf verwiesen, dass 
es nicht zur Disposition der Vertragspartner steht, die Umkehr der Steuerschuldnerschaft zu regeln. Ob 
die aktuelle Regelung einer gerichtlichen Überprüfung standhält, bleibt abzuwarten.). 
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Der Bauträger bzw. das Wohnungsunternehmen kann sich stattdessen auch auf die BFH-Recht-
sprechung vom 22.08.2013 berufen und die Erstattung der zu Unrecht geschuldeten und ent-
richteten Umsatzsteuer beantragen. 
 
 
Welche Umsätze sind betroffen? 
 
Ein Änderungsbedarf ergibt sich hinsichtlich Bauleistungen, die ab dem 01.01.2011 bis zum 
14.02.2014 an Bauträger bzw. Wohnungsunternehmen erbracht wurden und die auf der Aus-
gangsseite nicht mit einer Bauleistung in unmittelbarem Zusammenhang standen, sondern z. B. 
mit einer nach § 4 Nr. 9 a UStG umsatzsteuerfreien Grundstückslieferung.  
 
Kein Änderungsbedarf ergibt sich dagegen, wenn eine bezogene Bauleistung tatsächlich mit 
einer erbrachten Bauleistung in unmittelbarem Zusammenhang stand, z. B. der Errichtung eines 
Gebäudes auf fremdem Grund und Boden (= Bauleistung) durch den Bauträger bzw. das Woh-
nungsunternehmen. 
 
 
Welche Jahre sind noch offen? 
 
Änderungsanträge können gestellt werden, sofern die Festsetzungsverjährung für die Umsatz-
steuer noch nicht abgelaufen ist (§ 169 Abs. 1 AO). Umsatzsteuerfestsetzungen ergehen in der 
Regel (!) unter dem Vorbehalt der Nachprüfung (§ 168 i. V. m. § 164 AO). Die Festsetzungsfrist 
für die Umsatzsteuer beträgt grundsätzlich vier Jahre (§ 169 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 AO). 
 

 
Beispiel: Abgabe der Umsatzsteuererklärung für das Jahr 2011 im Jahr 2012 
 
Die Festsetzungsfrist beginnt mit Ablauf des 31.12.2012 (§ 170 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 AO).  
Sie beträgt vier Jahre und endet mit Ablauf des 31.12.2016 (§ 169 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 AO). 
 

 
Wichtig: Aufgrund in der Zwischenzeit eventuell erfolgter Betriebsprüfungen kann es vorkom-
men, dass der Vorbehalt der Nachprüfung bereits aufgehoben wurde und die Umsatzsteuer-
festsetzung nicht mehr geändert werden kann. Damit besteht dann auch keine Änderungs-
möglichkeit. 
 
 
Um welche Beträge geht es? 
 
Mit der Änderung der Umsatzsteuerfestsetzung beantragt der Bauträger bzw. das Wohnungs-
unternehmen – unter Berufung auf die BFH-Rechtsprechung vom 22.08.2013 – für vor dem 
15.02.2014 an ihn/es erbrachte Bauleistungen die Erstattung der zu Unrecht entrichteten Um-
satzsteuer (19 % Umsatzsteuer auf den bisher in Rechnung gestellten Nettobetrag) zuzüglich 
Erstattungszinsen. 
 
Hinweis: Grundsätzlich besteht keine Notwendigkeit, alle in Frage kommenden Rechnungen 
über Bauleistungen in den Erstattungsantrag einzubeziehen. Unter dem Gesichtspunkt des Ver-
waltungsaufwands kann das Wohnungsunternehmen auch in Betracht ziehen, Rechnungen 
über "geringere" Beträge nicht in den Erstattungsantrag einzubeziehen. Für die nicht einbezo-
genen Rechnungen greift dann die Nichtbeanstandungsregelung (siehe vorn). 
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Der Gesetzgeber hat mit § 27 Abs. 19 UStG eine besondere Regelung zur verfahrensrechtlichen 
Abwicklung dieser Fälle in das Umsatzsteuergesetz aufgenommen. Diese Regelung soll im End-
ergebnis dazu führen, dass der Umsatzsteuererstattungsanspruch des Bauträgers bzw. Woh-
nungsunternehmens mit der vom bauleistenden Unternehmer nachträglich geforderten Umsatz-
steuer "verrechnet" wird (zu den Details siehe nachfolgender Punkt 3). 
 
Der Bauträger bzw. das Wohnungsunternehmen hat zusätzlich einen Anspruch auf Erstattungs-
zinsen. Die Verzinsung von Umsatzsteuererstattungen erfolgt nach § 233 a Abs. 2 AO in Höhe 
von 0,5 % monatlich bzw. 6 % jährlich. Der Zinslauf beginnt 15 Monate nach Ablauf des Kalen-
derjahres, in dem die Umsatzsteuer entstanden ist. Der Zinslauf endet mit dem Tag, an dem die 
(geänderte) Steuerfestsetzung wirksam wird.

11
 

 

 
Beispiel: 
 
Umsatzsteuer des Jahres 2011 (31.12.2011)  15 Monate  Der Zinslauf beginnt am 01.04.2013. 
 

 
 
Welcher verwaltungsmäßige Aufwand ist mit dem Erstattungsantrag verbunden? 
 
Der Bauträger bzw. das Wohnungsunternehmen muss seinen Erstattungsanspruch mit nachfolgend 
aufgeführten Informationen gegenüber dem für ihn/es zuständigen Finanzamt unterlegen:

12
 

 
- Name, Anschrift und Steuernummer des leistenden Unternehmers, 

 
- Rechnungsdatum, Rechnungsnummer, Bezeichnung der erbrachten Bauleistung, Entgelt und 

– soweit die Rechnung bereits berichtigt wurde – Steuersatz und Steuerbetrag, Zeitpunkt der 
Zahlung und/oder der Schlusszahlung der hierüber erteilten Rechnungen oder Gutschriften, 
 

- Zeitpunkt und Höhe der geleisteten Anzahlungen oder Teilzahlungen sowie Rechnungs-
datum und Rechnungsnummer der hierüber erteilten Rechnungen oder Gutschriften, 
 

- Zuordnung der bezogenen Bauleistung bzw. der geleisteten Anzahlung zu dem jeweiligen 
Ausgangsumsatz unter Angabe des konkreten Ausgangsumsatzes (Bauvorhaben) als objekt-
bezogenen Nachweis dafür, dass die Eingangsleistung nicht zur Erbringung von selbst er-
brachten Bauleistungen verwendet wurde. (Beispiel: Den bezogenen Bauleistungen für den 
eigenen Wohnungsbestand stehen als Ausgangsumsätze umsatzsteuerbefreite Vermietungs-
leistungen gegenüber.) 

 
Vor der endgültigen Entscheidung über einen Erstattungsantrag empfiehlt es sich, sich zumin-
dest einen groben Überblick über den entstehenden eigenen Verwaltungsaufwand im Vergleich 
zu den zu erwartenden Erstattungszinsen zu verschaffen. Der "Vorteil" (Erstattungszinsen

13
) ist 

gegen den "Nachteil" (eigener Verwaltungsaufwand) abzuwägen. 

                                                
11
 Hinweis: Bauleistende Unternehmer werden im Gegenzug aber nicht (gleichzeitig) mit Nachzahlungs-
zinsen belastet. Eine Verzinsung der Umsatzsteuernachforderung gegenüber dem bauleistenden Unter-
nehmer unterbleibt, da der Antrag des Leistungsempfängers auf Erstattung der zunächst von ihm 
entrichteten Umsatzsteuer als rückwirkendes Ereignis i. S. d. § 233 a Abs. 2 a AO gilt. Der Zinslauf von 
Nachzahlungszinsen beginnt in solchen Fällen erst 15 Monate nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem 
das rückwirkende Ereignis eingetreten ist. 

12
 vgl. BMF-Schreiben vom 31.07.2014 zur Anwendung von § 27 Abs. 19 UStG, BStBl. Teil I 2014, Nr. 13 
vom 18.08.2014, S. 1073 ff., Tz. 10. 

13
 ggf. auch zuzüglich Umsatzsteuererstattung (siehe hierzu Punkt 4). 
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3 
Verfahrensmäßige Abwicklung 
 
Der Gesetzgeber hat die "Rückabwicklung" der Fälle, in denen sich ein Bauträger bzw. Woh-
nungsunternehmen auf die BFH-Rechtsprechung vom 22.08.2013 beruft und die Erstattung der 
zu Unrecht geschuldeten und entrichteten Umsatzsteuer beantragt, per Gesetz geregelt (§ 27 
Abs. 19 UStG; vgl. Anlage 1). Das Bundesfinanzministerium hat mit Schreiben vom 31.07.2014 
(vgl. Anlage 2) Hinweise zur Anwendung von § 27 Abs. 19 UStG veröffentlicht. 
 
 
Ablauf des Verfahrens – Überblick 
 

 
 
 
1. Der Bauträger bzw. das Wohnungsunternehmen (Leistungsempfänger) stellt im Hinblick auf 

die im Zeitraum vom 01.01.2011 bis 14.02.2014 bezogenen Bauleistungen bei dem für 
ihn/es zuständigen Finanzamt einen Antrag auf Erstattung der zu Unrecht geschuldeten und 
entrichteten Umsatzsteuer. Der Leistungsempfänger muss seinen Erstattungsanspruch durch 
entsprechende Unterlagen nachweisen (siehe vorn unter Punkt 2). 
 
Hinweis: Mit Blick auf den Beginn des Zinslaufs für Erstattungszinsen sind Erstattungs-
anträge gesondert für jedes Veranlagungsjahr zu stellen. 

 
 
2. Das für den Leistungsempfänger zuständige Finanzamt informiert die für die jeweiligen bau-

leistenden Unternehmer zuständigen Finanzämter über die Tatsachen, die jeweils zur Ände-
rung der Festsetzung der Umsatzsteuer nach § 27 Abs. 19 Satz 1 UStG notwendig sind. 

 



§ 13 b UStG bei Bauleistungen – Anwendung von § 27 Abs. 19 UStG 

GdW 26.11.2014  6 

3. Die für die bauleistenden Unternehmer zuständigen Finanzämter informieren die bauleisten-
den Unternehmer, dass sich der Leistungsempfänger auf die BFH-Rechtsprechung vom 
22.08.2013 berufen und die Erstattung der zu Unrecht geschuldeten und entrichteten Um-
satzsteuer beantragt hat. Gleichzeitig werden die bauleistenden Unternehmer darüber in-
formiert, 
 
- inwieweit die Umsatzsteuer nunmehr von ihnen geschuldet wird, 

 
- dass eine Änderung der Umsatzsteuerfestsetzung nach § 27 Abs. 19 Satz 1 UStG beab-

sichtigt ist und 
 

- dass sie ihre Umsatzsteuerschuld nach § 27 Abs. 19 Satz 3 und 4 UStG durch Abtre-
tung ihrer – nach berichtigter Rechnungsstellung bestehenden – zivilrechtlichen Forde-
rungen gegen den Leistungsempfänger erfüllen können, sofern die Annahme der Steu-
erschuld des Leistungsempfängers im Vertrauen auf eine Verwaltungsanweisung beruh-
te, der Leistungsempfänger sich verpflichtet, bei der Durchsetzung des abgetretenen An-
spruchs mitzuwirken, und die übrigen gesetzlichen Voraussetzungen vorliegen. 

 
 
4. Die Abtretung der zivilrechtlichen Forderungen gegen den Leistungsempfänger folgt nach 

Maßgabe des Zivilrechts durch Angebot seitens des bauleistenden Unternehmers, mit dem 
er sich verpflichtet, bei der Durchsetzung des Anspruchs mitzuwirken, und Annahme durch 
das Finanzamt. 

 
Die Abtretung wirkt an Zahlungs statt und führt damit zum Erlöschen der Umsatzsteuer-
schuld des bauleistenden Unternehmers, wenn 
 
- der bauleistende Unternehmer dem Leistungsempfänger eine erstmalige oder geänderte 

Rechnung mit offen ausgewiesener Umsatzsteuer ausstellt,  
 

- die Abtretung an das Finanzamt wirksam bleibt,  
 

- dem Leistungsempfänger diese Abtretung unverzüglich mit dem Hinweis angezeigt wird, 
dass eine Zahlung an den bauleistenden Unternehmer keine schuldbefreiende Wirkung 
mehr hat, und  
 

- der bauleistende Unternehmer seiner Mitwirkungspflicht nachkommt. 
 
 
5. Das für den bauleistenden Unternehmer zuständige Finanzamt hat das für den Leistungs-

empfänger zuständige Finanzamt umgehend über das Ergebnis seiner Maßnahmen bzw. 
über mit ihm getroffene Abtretungsvereinbarungen zu informieren. 

 
 
6. Die Finanzbehörden rechnen gegen den Umsatzsteuererstattungsanspruch des Leistungs-

empfängers mit der vom bauleistenden Unternehmer durch Abtretung erworbenen zivil-
rechtlichen Forderung ab deren Fälligkeit auf. Für die Erklärung der Aufrechnung ist das  
Finanzamt zuständig, das den Umsatzsteuererstattungsanspruch des Leistungsempfängers 
zu erfüllen hat. 

 
Anmerkung: Bauträger bzw. Wohnungsunternehmen sollten die bauleistenden Unter-
nehmer informieren, dass die "Rückabwicklung" beantragt wird bzw. wurde. 
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4 
Hinweis auf noch zu klärende Fragen bzw. derzeit strittige Punkte 
 
Die nachfolgend aufgeführten Fragestellungen werden vom GdW bzw. dem Fachausschuss 
Rechtsfragen und Verträge geprüft. 
 
1. Der Gesetzgeber stellt in § 27 Abs. 19 Satz 2 UStG fest, dass die Vertrauensschutz-

regelung des § 176 Abs. 2 AO für den bauleistenden Unternehmer nicht greift, also 
einer Änderung der Umsatzsteuerfestsetzung ihm gegenüber nicht entgegensteht. 
 
Sollte dem nicht so sein, was bedeutet das für das Verfahren der "Rückabwicklung" und 
den Erstattungsanspruch seitens des Bauträgers bzw. Wohnungsunternehmens? Kann der 
Bauträger bzw. das Wohnungsunternehmen dann evtl. auch die Umsatzsteuererstattung 
"behalten"? 

 
 
2. Fall: Bauleistender Unternehmer ist nicht mehr existent (Sonderfall Insolvenz). 

 
Welche Auswirkungen hat dies auf das vorgesehene Verfahren der "Rückabwicklung" und 
den Erstattungsanspruch seitens des Bauträgers bzw. Wohnungsunternehmens? Kann der 
Bauträger bzw. das Wohnungsunternehmen dann evtl. auch die Umsatzsteuererstattung 
"behalten"? 
 
 

3. Fall: Beim bauleistenden Unternehmer ist für die Jahre, für die der Leistungsempfän-
ger die Umsatzsteuererstattung beantragt, bereits Festsetzungsverjährung für die 
Umsatzsteuer eingetreten. 
 
Welche Auswirkungen hat dies auf das vorgesehene Verfahren der "Rückabwicklung" und 
den Erstattungsanspruch seitens des Bauträgers bzw. des Wohnungsunternehmens? Kann  
der Bauträger bzw. das Wohnungsunternehmen dann evtl. auch die Umsatzsteuererstattung 
"behalten"? 
 
Hätte der Bauträger bzw. das Wohnungsunternehmen einen Schadenersatzanspruch gegen-
über dem bauleistenden Unternehmer, wenn dieser trotz eingetretener Festsetzungsverjäh-
rung gegenüber dem Bauträger bzw. Wohnungsunternehmen die Rechnungen berichtigt?  

 
 
4. Hat der bauleistender Unternehmer überhaupt einen zivilrechtlichen Anspruch ge-

genüber dem Bauträger bzw. Wohnungsunternehmen auf nachträgliche Zahlung 
der Umsatzsteuer (Diskussion Netto-Entgelt vs. Brutto-Entgelt bei ursprünglicher 
Rechnungslegung unter Anwendung von § 13 b UStG)?  
 
Welche Auswirkungen hätte eine unterschiedliche Beurteilung jeweils auf das Verfahren der 
"Rückabwicklung"? 
 
 

5. Muss der Antrag auf Änderung der Umsatzsteuerfestsetzung unverzüglich gestellt 
werden (Stichwort: Beginn des Zinslaufs für Erstattungszinsen)? 
 
Kann es negative Folgen haben, wenn der Bauträger bzw. das Wohnungsunternehmen den 
Antrag erst kurz vor Ablauf der Festsetzungsfrist für die Umsatzsteuer des jeweiligen Veran-
lagungszeitraums stellt?  
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Schlussbemerkung 
 
Für Wohnungsunternehmen, die aufgrund ihrer Bauträgergeschäfte die Umkehr der Steuer-
schuldnerschaft bei Bauleistungen anwenden mussten, kann es sinnvoll sein, die abgeführte  
Umsatzsteuer zurückzufordern. Die "Vorteile" (Erstattungszinsen zuzüglich ggf. Umsatzsteuer-
erstattungsbeträge) und die "Nachteile" (eigener Verwaltungsaufwand) sind vor der Entscheidung 
über eine Antragstellung gegeneinander abzuwägen. Die Entscheidung ist vom konkreten Einzel-
fall abhängig. 



Anlage 1 (26.11.2014)



Anlage 2 (26.11.2014)



Anlage 2 (26.11.2014)



Anlage 2 (26.11.2014)




